
Ein interessanter Prozeß
Im April-Heft der Review of Polish Law finden wir 

den Bericht über einen interessanten Prozeß, der im 
Juni 1947 vor dem Schweizer Bundesgericht in Lau­
sanne stattgefunden hat.

Im Februar 1942 hatte die Firma Bührle & Co., 
Oerlikon, bei der Firma Kardex & Powers in Zürich 
mehrere Maschinen amerikanischen Ursprungs bestellt. 
Die Firma Kardex & Powers, die keine solche Maschi­
nen am Lager hatte, bestellte diese ihrerseits bei der 
Firma Powers Ltd. in Berlin. Um nicht auf die 
„schwarze Liste“ der Alliierten zu kommen, führte die 
Firma Kardex & Powers diese Transaktion nicht selbst 
durch, sondern durch Vermittlung der Firma Büro­
geräte J. Stock & Co. in Zürich. Während ein Teil der 
bestellten Maschinen sofort aus Berlin geliefert wurde, 
kam eine sehr wertvolle Rechenmaschine (tabulating- 
machine) erst im November 1944 bei der Firma Büro­
geräte J. Stock & Co., Zürich, an und wurde im Apjril 
1945 an die Firma Bührle & Co., Oerlikon, geliefert.

Im Juni 1947 erhob das polnische Post- und Tele­
grafenministerium durch Vermittlung der Polnischen 
Gesandschaft in Bern vor dem Schweizer Bundesgericht 
in Lausanne eine Klage gegen die Firma Kardex & Po­
wers, die auf das Schweizerische Dekret über geplün­
dertes' Eigentum vom 10. Dezember 1945 gestützt 
wurde und mit welcher die Rückgabe der Rechen­
maschine Nr. 687 gefordert wurde, die von den Deut­
schen im Postamt in Bydgoszcz geplündert worden war.

Die Beklagte, die Firma Kardex & Powers, bestritt 
die Identität der Maschine und behauptete, diese trage 
nicht die Nummer 687, sondern die Nummer 574. Sie 
wandte ferner ein, sie sei selbst für den Fall einer 
etwaigen Identität der Maschine nicht zu deren Heraus­
gabe verpflichtet, da die Maschine im Rahmen „nor­
maler“ deutsch-schweizerischer Handels- und Clearings­
beziehungen und „normaler“ ständiger Geschäftsbe­
ziehungen zwischen ihr und der Firma Powers Ltd., 
Berlin, eingeführt worden sei. Außerdem erhob sie 
ihrerseits eine Entschädigungsklage gegen die Schweize­
rische Bundesregierung, die sie auf das Schweizerische 
Dekret über geplündertes Eigentum stützte, das eine 
solche Entschädigung für gutgläubige Käufer vorsieht.

Die Schweizerische Bundesregierung, die durch die 
Erhebung der Entschädigungsklage zur Partei in dem 
Prozeß geworden war, bestritt zunächst ebenfalls die 
Tatsache der Plünderung der Maschine in Polen und 
stellte sich ebenfalls auf den Standpunkt, daß deren 
Einfuhr ein Teil des normalen schweizerisch-deut­
schen Warenaustausches gewesen sei. Im weiteren Ver­
lauf des Prozesses änderte sie diesen Standpunkt und 
begründete ihren Antrag auf Abweisung der Ent­
schädigungsklage damit, daß sie nicht passiv legitimiert 
sei, da die beklagte Firma nicht gutgläubig gewesen sei.

In tatsächlicher Beziehung war für die Entscheidung 
des Rechtsstreits entscheidend der von dem Rechtsver­
treter der Polnischen Gesandschaft auf Grund von 
Dokumenten, Zeugenaussagen und Sachverständigen­
gutachten geführte Beweis, daß die aus Deutschland 
eingeführte Maschine tatsächlich die Nummer 687 trug 
und daß die nur auf der Außenseite der Maschine 
sichtbare Nummer 574 erst in der Schweiz angebracht 
worden war, während die Innenteile der Maschine die 
ursprüngliche Nummer 687 trugen.

Das Gericht gab durch Urteil vom 24. Juni 1948 der 
Klage statt, erkannte also auf Rückerstattung der 
Maschine Nr. 687 und wies die Entschädigungsklage 
der Beklagten gegen die Bundesregierung mit der Be­
gründung ab, die Beklagte sei nicht gutgläubig ge­
wesen.

Aus der ausführlichen Begründung des Urteils sollen 
folgende, besonders wesentliche Gesichtspunkte ange­
führt sein:

1. Das Gericht stellte sich auf den Standpunkt, daß 
die von den Deutschen in Polen erlassenen Gesetze 
der Rechtswirksamkeit entbehrten und daß das Weg­
bringen der Maschine von Bydgoszcz völkerrechts­
widrig gewesen sei. Das Gericht wies darauf hin, daß 
Deutschland an die Haager Konvention vom 18. Ok­
tober 1907 und an die ergänzenden Bestimmungen über 
den Landkrieg gebunden gewesen sei, wonach be­
wegliches Eigentum nur für militärische Zwecke als

Beuteobjekt in Anspruch genommen werden kann. Es 
legte dar, daß dies für die fragliche Rechenmaschine 
nicht zutreffe, und zwar auch dann nicht, wenn man 
berücksichtige, daß gewisse Verwaltungsstellen der 
deutschen Wehrmacht sich einer solchen Maschine be­
dient haben sollten.

2. Das Gericht lehnte auch die sowohl von der be­
klagten Firma wie auch von der Schweizerischen 
Bundesregierung vertretene Ansicht ab, die Einfuhr 
der Maschine von Deutschland nach der Schweiz sei 
im Rahmen der normalen Handelsbeziehungen erfolgt. 
Es wies darauf hin, daß nach dem maßgeblichen Ar­
tikel 6 des Dekrets über geplündertes Eigentum diese 
Voraussetzung nicht schon dadurch erfüllt sei, daß das 
betreffende Eigentum für einen angemessenen Preis, 
der im Wege des Clearings bezahlt wurde, nach der 
Schweiz geliefert worden sei. Es betonte, daß, falls 
man dies als ausreichend ansehen würde, das An­
wendungsgebiet des Dekrets' in einer Weise eingeengt 
werden würde, die mit seiner Bedeutung und seinem 
Zweck unvereinbar sei, und verlangte für eine Klage 
gemäß Artikel 6 des Dekrets den Beweis weiterer Vor­
aussetzungen für eine laufende Geschäftsverbindung, 
wie beispielsweise den Beweis laufender Lieferungen 
bestimmter Güter. Es hielt eine andere Beurteilung 
dieser Frage für möglich, falls es sich um eine Maschine 
deutschen Ursprungs gehandelt haben würde und be- 
zeichnete die Lieferung einer amerikanischen Maschine 
zu einer Zeit, als Deutschland schon über 5 Jahre lang 
von jedem Handelsverkehr mit Amerika abgeschnitten 
war, als den Fall eines typischen Gelegenheitsge­
schäfts, für das nach dem Sinn und Zweck des De­
krets über geplündertes Eigentum die dort im Artikel 6 
vorgesehenen Vergünstigungen nicht in Betracht 
kommen könnten.

3. Die Gutgläubigkeit der Beklagten wurde von dem 
Gericht mit ausführlicher Begründung verneint. Hierzu 
wies es zunächst darauf hin, daß die Beklagte deshalb 
als bösgläubig angesehen werden müsse, weil sie ent­
weder wirklich gewußt hatte, oder sich dessen bewußt 
gewesen sein mußte, daß die Maschine von den Deut­
schen aus dem besetzten Gebiet auf völkerrechtswidrige 
Weise weggeschafft worden sein könnte. Hierfür war 
besonders bedeutsam die Feststellung, daß die Firma 
Powers Ltd. die Maschine vom Oberkommando des 
Heeres erhalten hatte und daß es durchaus un­
wahrscheinlich ist, daß die Vertreter der Firmen 
Powers Ltd. und Kardex & Powers bei ihren lang­
wierigen Kaufverhandlungen von dieser Tatsache 
keine Kenntnis erhalten haben sollten. Das Gericht 
weist daraufhin, daß es allgemein bekannt gewesen 
sei, daß die Deutschen die besetzten Gebiete plünder­
ten und daß hierüber auch in zahlreichen Radiosendun­
gen berichtet worden sei. Aus diesem Grunde hätte 
schon die Tatsache der Herkunft der Maschine von der 
deutschen Wehrmacht bei den Vertretern der beiden 
Firmen einen entsprechenden Verdacht erwecken 
müssen, so daß es nicht entscheidend darauf ankomme, 
daß der Vertreter der Firma Powers Ltd. bei seiner 
Zeugenaussage vor dem Amtsgericht Charlottenburg 
erklärt habe, er habe den wahren Sachverhalt nicht 
gekannt. Das Gericht hat zuungunsten der klagenden 
Firma auch den Gesichtspunkt verwertet, daß man die 
Maschine mit einer anderen Nummer versehen und 
diese Tatsache benutzt hatte, um die Identität der 
Maschine zu bestreiten.

Das Gericht stellte abschließend hierzu fest, daß nach 
der Beweisaufnahme nur davon auszugehen sei, daß 
eine Vermutung dafür bestände, daß die Beklagte die 
Maschine in dem Bewußtsein erworben habe, der Er­
werb der Maschine habe gegen das Völkerrecht ver­
stoßen, oder zum mindesten in dem Bewußtsein der 
Wahrscheinlichkeit eines solchen Erwerbes. Da nach 
Artikel 3 des Schweizerischen Zivügesetzbuches über­
all dort, wo das Gesetz eine Rechtswirkung an dem 
guten Glauben einer Person knüpfe, dessen Dasein 
zu vermuten sei, andererseits aber derjenige sich 
nicht auf den guten Glauben berufen dürfe, der bei der 
Aufmerksamkeit, wie sie nach den Umständen von 
ihm verlangt werden darf, nicht gutgläubig sein 
konnte, reiche dies für die Verneinung des guten
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